
Die von der Portugiesischen Republik beantragten
Hilfen zur Euro-Stabilisierung wurden in dieser Wo-
che sowohl im zuständigen Haushaltsauschuss als
auch im Plenum des Deutschen Bundestages beraten.
Die EU-Kommission legte dafür zuvor dem Bundes-
ministerium der Finanzen Dokumente zum Hilfsan-
trag Portugals vor. Um Einvernehmen mit dem
Deutschen Bundestag gemäß dem Gesetz zur Über-
nahme von Gewährleistungen im Rahmen eines eu-
ropäischen Stabilisierungsmechanismus herzustellen,
wurden diese EU-Dokumente dann nach intensiver
und kritischer Prüfung durch das Bundesfinanzmi-
nisterium dem Haushaltsausschuss des Deutschen
Bundestages übermittelt.
Was hat Portugal genau beantragt: Auf Grund ihrer
Liquiditätskrise hat die Portugiesische Republik am
7. April 2011 offiziell Finanzhilfe im Rahmen eines
gemeinsamen EU-IWF-Programms beantragt. Der
Entwurf des Programms wurde von einer Mission
von EU-Kommission, Europäischer Zentralbank und
des Internationalen Währungsfonds (IWF) vor Ort
mit der portugiesischen Seite ausgehandelt. Vorgese-
hen ist ein Programm in Höhe von insgesamt 78 Mil-
liarden Euro.
Ein Drittel der externen Finanzhilfen sollen durch
den IWF, zwei Drittel durch Mittel aus dem Europäi-
schen Finanzstabilisierungsmechanismus (EFSM)
und der Europäischen Finanzstabilisierungsfazilität
(EFSF) bereitgestellt werden. Das vorgesehene
Hilfspaket soll über drei Jahre bis 2014 laufen. In
dieser Periode wird Portugal zwei Jahre lang nicht
mehr auf die Kapitalmärkte angewiesen sein. Im
dritten Jahr soll Portugal sukzessive an die Märkte
zurückgeführt werden. Die vereinbarten Konsolidie-
rungsmaßnahmen Portugals erstrecken sich zu zwei
Dritteln auf Ausgabesenkungen und zu einem Drittel
auf Einnahmesteigerungen einschließlich erheblicher
Privatisierungsmaßnahmen.
Für die Unionsfraktion sind diese Maßnahmen un-
verzichtbare Voraussetzung für die Hilfe. Der haus-
haltspolitische Sprecher der CDU/CSU-

Bundestagsfraktion und Mitglied der CDU-
Landesgruppe Baden-Württemberg im Deutschen
Bundestag Norbert Barthle erklärte dazu: „Die Euro-
Stabilisierung ist im ureigenen Interesse Deutsch-
lands, seiner Wirtschaft und damit der gesamten Ge-
sellschaft. Daher werden wir sehr intensiv und kri-
tisch die Details der beantragten Hilfen für Portugal
beleuchten und prüfen.“ Er führte weiter aus, dass
insbesondere die Konditionalität der Hilfen, also die
dem hilfesuchenden Portugal auferlegten Konsoli-
dierungsmaßnahmen, in jedem Fall eingehalten wer-
den müssten. „Das sind wir dem deutschen Steuer-
zahler schuldig“, so Barthle. Trotz der zeitlichen En-
ge lasse sich der Haushaltsausschuss ausführlich un-
terrichten, bevor das für das weitere Regierungshan-
deln notwendige Einvernehmen hergestellt werde,
betonte er weiter. „Für uns Unions-Haushälter ist
klar: Auch beim künftigen Europäischen Stabilitäts-
mechanismus (ESM) muss ein Verfahren gefunden
werden, mit dem die Parlamentsrechte gewahrt blei-
ben. Dies ist eine Selbstverständlichkeit. Dass dies
mit gutem Willen geht, zeigt der aktuelle Fall Portu-
gal. Über die Details der künftigen Parlamentsbetei-
ligung werden wir uns aber noch verständigen müs-
sen.”
Hintergrund: Da der Europäische Rat bereits am 17.
Mai 2011 den formalen Beschluss über den Vor-
schlag der Europäischen Kommission zum Hilfspa-
ket treffen wird, ist dem Deutschen Bundestag ge-
mäß § 9 des Gesetzes über die Zusammenarbeit von
Bundesregierung und Deutschem Bundestag in An-
gelegenheiten der Europäischen Union (EUZBBG)
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben, bevor die
Bundesregierung an dieser Entscheidung im Rat mit-
wirkt. Mit dem Entschließungsantrag von CDU/CSU
und FDP, der in dieser Woche mehrheitlich ange-
nommen wurde und der die Bundesregierung auffor-
dert, dem Vorschlag der Kommission zur Portugal-
hilfe im Europäischen Rat zuzustimmen, hat das Par-
lament seine Rechte bei dieser zentralen Entschei-
dung wahrgenommen.
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Kurznachrichten

Stuttgart 21 braucht objektiven Stresstest
An diesem Donnerstag wurde die neue Landesre-
gierung in Baden-Württemberg gebildet. Mit Win-
fried Hermann wird erstmals ein Vertreter der Par-
tei Verkehrsminister im Land, die das Projekt ab-
lehnt. Dazu erklärte der zuständige Berichterstatter
im Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwick-
lung und Stuttgarter Abgeordnete Stefan Kauf-
mann: „Die grün-rote Koalition in Baden-
Württemberg ist schon bei Amtsantritt gespalten:
Beide Parteien sind sich uneins, ob Stuttgart 21
gebaut werden soll oder nicht. Die CDU/CSU-
Bundestagsfraktion selbst scheut weder das Ergeb-
nis des Stresstests noch eine Volksabstimmung in
Baden-Württemberg. Wir glauben: Infrastruktur-
projekte dieser Größe müssen in Deutschland mög-
lich sein. Wir unterstützen dieses wichtige und
sinnvolle Projekt, das durch gesetzlich geregelte
Verfahren, demokratische Willensbildung auf meh-
reren parlamentarischen Ebenen und durch rechts-
kräftige Urteile legitimiert ist. Die CDU/CSU-
Bundestagsfraktion will die Ergebnisse des Stress-
tests für den unterirdischen Bahnhof abwarten, be-
vor nächste Schritte diskutiert werden. Schon jetzt
ist jedoch klar: Der Stresstest muss sich auf Fakten
beziehen – damit wir auch wirklich ein verwertba-
res Ergebnis bekommen. Stuttgart 21 ist – vor al-
lem auch durch das Schlichtungsverfahren – das
transparenteste deutsche Infrastrukturprojekt. Sol-
che großen Projekte brauchen die Akzeptanz der
Bevölkerung. Deshalb fordern wir die Deutsche
Bahn AG auf, weiterhin offen mit den Fakten für
dieses Projekt umzugehen und besonders auch die
Ergebnisse des Stresstests offen mit Befürwortern
und Gegnern zu diskutieren. Nur so können wir die
Konflikte bei diesem Projekt überwinden.“ Hinter-
grund: Der so genannte „Stresstest“ soll die Leis-
tungsfähigkeit des geplanten unterirdischen Bahn-
hofs prüfen. Dafür wird der Verkehr durch diesen
Bahnhof nach einem konstruierten Fahrplan simu-
liert und ausgewertet. Zum Beispiel wird geprüft,
wie sich Verspätungen auswirken und wie viele
Züge der Bahnhof zu Spitzenzeiten bewältigen
kann. Ergebnisse des Stresstests sollen im Juli vor-
liegen.

Situation der Sinti und Roma verbessern
Sinti und Roma sind europaweit Intoleranz und
Vorurteilen ausgesetzt. Mit dem Antrag der Frakti-
onen der CDU/CSU und FDP „Situation der Sinti
und Roma in Europa verbessern“, der in dieser

Woche in erster Lesung beraten wurde, unterstüt-
zen die Koalitionsfraktionen die Bundesregierung
in ihrem bisherigen Engagement für die Integration
der größten europäischen Minderheit. Unter ande-
rem wird die Bundesregierung aufgefordert, weiter-
hin auf die Erfüllung der Kopenhagener Kriterien
durch die Beitrittskandidaten und potentiellen Bei-
trittsländer der EU im Hinblick auf die Wahrung
insbesondere der Minderheitenrechte zu bestehen
sowie auch zukünftig in Gesprächen mit Roma-
Vertretern darauf hinzuwirken, dass innerhalb ihrer
Gemeinschaft die Wahrung der Menschenrechte,
insbesondere der Rechte der Frauen und Kinder, zu
gewährleisten ist.

Maritime Wirtschaft ist nationale Aufgabe
Anlässlich der Vorlage des Zweiten Berichtes der
Bundesregierung über die Entwicklung und Zu-
kunftsperspektiven der maritimen Wirtschaft in
Deutschland hat der Deutsche Bundestag in dieser
Woche in erster Lesung den Antrag der Fraktionen
CDU/CSU und FDP „Die Zukunftsfähigkeit der
maritimen Wirtschaft als nationale Aufgabe“ bera-
ten. Mit dem mehrheitlich beschlossenen Antrag
stellte der Deutsche Bundestag unter anderem fest:
„Deutschland verfügt über die drittgrößte Handels-
flotte der Welt. Bei Containerschiffen belegt
Deutschland Platz 1. Der deutsche Schiffbau nimmt
in technologischer Sicht eine Spitzenstellung ein.
Beim Spezialschiffbau ist Deutschland Marktfüh-
rer. In der verarbeitenden Industrie ist jeder zweite
Arbeitsplatz vom Export abhängig und damit von
einer funktionierenden maritimen Wirtschaft.“ Der
Deutsche Bundestag begrüßt die schnelle Reaktion
der Bundesregierung auf die Herausforderungen
der weltweiten Wirtschafts- und Finanzkrise, insbe-
sondere die Einrichtung eines Kredit- und Bürg-
schaftsprogramms im Rahmen des
„Wirtschaftsfonds Deutschland“, von dem die ma-
ritime Wirtschaft mit 1,3 Milliarden Euro profitiert.

Zitat
«Mein Ministerium wäre dann sicher nicht das ide-
ale Haus, um Stuttgart 21 positiv zu begleiten. Das
müssten dann andere machen» Baden-
Württembergs neuer Verkehrsminister Winfried
Hermann (Grüne) für den Fall, dass S21 nach
Stresstest und geplanter Volksabstimmung doch
realisiert werden sollte)
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In eigener Sache
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12.05.2011 Bundeswehrstandorte im Kreis Bi-
berach - Rief spricht mit Laupheimer Komman-
deur Specht und wendet sich an Verteidigungs-
minister

Josef Rief setzt sich seit Beginn der Debatte um
die Reform der Bundeswehr für den Erhalt der
Bundeswehrstandorte im Kreis Biberach ein.
Dazu sprach er zum wiederholten Male mit dem
Kommandeur der Laupheimer Heeresflieger
Oberst Specht und wandte sich noch einmal an
den neuen Bundesverteidigungsminister Thomas de Maizière, um auf die Vorteile und die strategische Be-
deutung von Laupheim für die Bundeswehr hinzuweisen. Lesen Sie den gesamten Brief auf www.josef-
rief.de
Foto : Josef Rief im Gespräch mit Oberst Specht

11.05.2011 Josef Rief beim Bundestagslauf in
Berlin

Zum 12. Mal fand am Mittwoch in Berlin der
jährliche Bundestagslauf statt. Josef Rief nahm
auch in diesem Jahr an der 3,6 km langen Dis-
tanz teil und verbesserte seine Platzierung vom
Vorjahr. Das Rennen wurde vom Bundestagsvi-
zepräsidenten Thierse gestartet. Mit Rief liefen
auch seine Baden-Württemberger Abgeordneten-
kollegen Klaus Riegert und Armin Schuster so-
wie viele andere Abgeordneten und Mitarbeiter
aus Bundestag und Bundesministerien.

Auf dem Foto: Josef Rief mit Klaus Riegert kurz vor dem Start

Weitere Fotos auf www.josef-rief.de

10.05.2011 ASB Schwendi gewinnt Qualitäts-
preis

Dem Arbeiter-Samariter-Bund aus Schwendi
wurde in Berlin vom Bundesverband der ASB-
Qualitätspreis übergeben. Der Parlamentarische
Staatssekretär bei der Bundesministerin für Ar-
beit und Soziales Hans-Joachim Fuchtel nahm
die Ehrung im Beisein von Josef Rief vor. Der
Qualitätspreis, der zum zweiten Mal verliehen
wird, ist mit 5.000 Euro dotiert. Nach der Verlei-
hung besuchte die Delegation des ASB aus
Schwendi Josef Rief im Bundestag, der mit den
Gästen über seine Arbeit als Abgeordneter und
die Arbeit des ASB im Kreis Biberach sprach. Eine Führung durch die Bundestagsgebäude stand ebenfalls
auf dem Programm. Josef Rief hatte erst im letzten Monat den ASB in Schwendi besucht und an einer Fahr-
zeugweihe teilgenommen. Hier konnte sich der Bundestagsabgeordnete von der hervorragenden Arbeit der
Menschen überzeugen. Rief gratuliert herzlich dem Seniorenzentrum des ASB in Schwendi zum Gewinn
des Qualitätspreises 2011.


